
Stadt Gifhorn – Ratssitzung am 15.12.2025 

Datum: 8. Dezember 2025 

Antragsteller: Stadtratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen Gifhorn 

Betreff: Anfrage zum Prüfungsbericht, den daraus resultierenden Vorgängen und 
der fehlenden schriftlichen Stellungnahme der Verwaltung zum 
Mühlenmuseum 

 

Vorbemerkung / Politischer Kontext 

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sieht im fortwährenden Sachverhalt rund um das 
Mühlenmuseum eine erhebliche Gefahr für die kommunale Finanzkontrolle, die 
Vergabeintegrität und das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Stadtverwaltung. 
Trotz mehrfacher Hinweise des Rechnungsprüfungsamtes (RPA) – Zwischenbericht 
(Dezember 2024), 2. Prüfungsbericht (19. März 2025) und Informationsanschreiben 
(Stand 15. August 2025) – liegt bis heute keine schriftliche, nachvollziehbare 
Stellungnahme der Verwaltung vor. Der Rat ist damit gehindert, seine Kontrollfunktion 
wirksam auszuüben. Gleichzeitig bestehen offene Fragen zu vakanten Stellen, zu den 
Empfehlungen des RPA, zu den laufenden Strafanzeigen und zu möglichen 
Haftungsrisiken für Ratsmitglieder. Die Fraktion fordert daher umfassende Auskünfte, 
um die Transparenz zu sichern und die weitere Vorgehensweise zu bestimmen. 

Das Mühlenmuseum in Gifhorn ist ein bedeutendes kulturelles Erbe unserer Stadt und 
ein wichtiger Identitätsstifter für die Region. Es ist ein Ort der Begegnung, der Bildung 
und des Tourismus. Umso besorgniserregender sind die Berichte über Mängel und 
Unregelmäßigkeiten, die im Zusammenhang mit dem Prüfbericht des Mühlenmuseums 
aufgetaucht sind.  

Als Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sehen wir es als unsere Pflicht an, diese Vorwürfe 
ernst zu nehmen und eine gründliche Aufklärung zu fordern. Die Bürgerinnen und Bürger 
Gifhorns haben ein Recht darauf, zu wissen, wie es um das Mühlenmuseum steht und 
welche Maßnahmen ergriffen werden, um eventuelle Missstände zu beheben. 
Transparenz und Verantwortung sind hier von größter Bedeutung. 

Wir finden in diesem Zusammenhang mehrere Dinge sehr besorgniserregend. 
Angefangen bei der nicht professionell begleiteten Auswahl des Betreibers und der 
damit einhergehenden unklaren Ausgangslage, über grobe Fehler in der 
Organisationsverantwortung der Verwaltung die die Stadträtin, den Stadtbaurat, den 
Bürgermeister, aber auch die Bauverwaltung und die Kämmerei betreffen. 

Durch Intransparenz und nicht erkennbare Fehlerkultur wird aus unserer Sicht alles nur 
noch schlimmer. Der Rat bekommt, nicht nur in diesem fall nur sehr schleppend und 
spärlich Informationen. 



 

Fragenkatalog 

1. Sachstand und schriftliche Stellungnahme 
1.1. Warum liegt bislang keine schriftliche, rechtsverbindliche Stellungnahme der 

Stadtverwaltung zu den Feststellungen des Zwischenberichts (Dez. 2024) und 
des 2. Prüfungsberichts (19. März 2025) vor? 

1.2. Welche internen Prozesse verhindern die zeitnahe Erstellung einer solchen 
Stellungnahme? 

1.3. Warum wird der Rat seit fast einem Jahr nicht kontinuierlich zum Sachstand 
Mühlenmuseum informiert? 

1.4. Liegen Mängel in der Weiterleitung von Informationen an den Rat vor? Wenn ja, 
wie werden diese Mängel zukünftig behoben? 

2. Personelle Besetzung 
2.1. Offenbar gab es von Beginn an in der Verwaltung keine explizit dafür zuständigen 

personellen Ressourcen für das Projekt Mühlenmuseum. Hielt der 
Bürgermeister diese nicht für erforderlich oder warum wurden keine personellen 
Ressourcen für das Projekt bereitgestellt? 

2.2. Wie bewertet der Bürgermeister die fehlenden personellen Ressourcen und/oder 
klaren Zuständigkeiten vor dem Hintergrund seiner Organisationsverantwortung 
für die Verwaltung aus aktueller Sicht? 

2.3. Welche Stellen im Fachbereich Liegenschaften und im Ingenieurbereich sind 
derzeit vakant, ausgeschrieben oder bereits besetzt? Bzw. wann ist mit einer 
endgültigen Besetzung bisher nicht besetzter Stellen in diesem Bereich zu 
rechnen? 

3. Kontroll- und Informationsmechanismen 
3.1. Welche konkreten organisatorischen Veränderungsnotwendigkeiten innerhalb 

der Verwaltung leitet der Bürgermeister aus den seitens des 
Rechnungsprüfungsamtes festgestellten, zum Teil systemischen Mängeln 
innerhalb der Verwaltung ab? 

3.2. Welche konkreten Schritte wurden seither und wann eingeleitet, um die 
Probleme abzustellen? 

3.3. Wie soll künftig eine regelmäßige, verbindliche Information des Rates über den 
Stand des Mühlenmuseum-Projekts sichergestellt werden (z. B. Arbeitskreis, 
Quartalsberichte)?  

3.4. Wurden Mängel innerhalb der Verwaltung unabhängig vom Prüfbericht, also 
davor schon identifiziert? Wenn ja, wann und welche? Was wurde seither 
unternommen? 

3.5. Gab es interne Hinweise auf Probleme vor dem Bekanntwerden des 
Prüfberichtes? Wenn ja, wann? Und wie wurde darauf reagiert? Welche 
Maßnahmen wurden eingeleitet? 

3.6. Wie ist der aktuelle Stand der internen rechtliche Aufarbeitung? Was ist hierfür 
der Zeitplan? 

 



4. Projektsteuerung seitens der Stadt 
4.1. Wer ist für die Behebung der im Bericht der Rechnungsprüfungsamtes 

festgestellten Mängel verantwortlich? 
4.2. Gibt es klare Zuständigkeiten und Zeitpläne für die Umsetzung der daraus 

folgenden notwendigen Maßnahmen? 
4.3. Wer überwacht die Umsetzung dieser Maßnahmen und wie werden der Stadtrat 

und die Öffentlichkeit darüber informiert? 
5. Auftragsvergabe 

5.1. Nach Angaben des Rechnungsprüfungsamtes wurden 30 Einzel- und Teilaufträge 
im Wege der Direktvergabe und damit unter Missachtung des Vergaberechts 
vergeben. Die Rechnungssumme für diese 30 Aufträge belief sich auf ca. 1,3 
Mio. €. Sind derartige Verstöße gegen das Vergaberecht seitens der Verwaltung 
der Stadt Gifhorn üblich? Wenn nein, warum wurde in diesen Fällen anders 
verfahren? 

5.2. Hat der Verwaltungsvorstand seine Zustimmung oder Einwilligung in die 
rechtswidrige Vergabe erteilt und wenn ja, wer? 

5.3. Auf welche Weise hat der Bürgermeister sichergestellt, dass das Vergaberecht 
seitens der Stadt künftig eingehalten wird bzw. mit welchen konkreten 
Maßnahmen wird er dieses sicherstellen? 

5.4. Warum wurde es unterlassen, die vergebenen Aufträge dem Fachbereich 
Rechnungsprüfung vorab zur Zuschlagsprüfung vorzulegen? 

5.5. Offenbar wurden mehrfach auch größere Aufträge mündlich und damit unter 
Verstoß gegen das Gebot der Schriftform bei Auftragsvergaben erteilt. In welcher 
Weise stellt der Bürgermeister sicher, dass künftige Auftragsvergaben 
ausschließlich schriftlich erfolgen? 

6. Verstoß gegen das Budgetrecht des Rates 
6.1. Welche finanziellen Mittel sind für die Behebung der im Bericht des 

Rechnungsprüfungsamtes genannten Mängel bereitgestellt? In welchem 
zeitlichen Rahmen sollen die Mängel behoben werden? 

6.2. Gibt es eine detaillierte Kostenaufstellung für die notwendigen Maßnahmen? 
6.3. Wie werden diese Mittel finanziert und welche Auswirkungen hat dies auf den 

Haushalt der Stadt Gifhorn? 
6.4. Das Rechnungsprüfungsamt listet 3 Fälle auf, in denen auf einen Beschluss des 

Verwaltungsausschusses über die Auftragserteilung im Wert von mehr als 
100.000 € verzichtet wurde? Warum wurde darauf verzichtet, eine Entscheidung 
des Verwaltungsausschusses herbeizuführen? 

6.5. Wer hat in den genannten Fällen entschieden, dem VA sein Entscheidungsrecht 
vorzuenthalten? Hatte der Bürgermeister davon Kenntnis? Wenn nein, warum 
nicht? 

6.6. In 11 Fällen wurde seitens der Verwaltung pflichtwidrig darauf verzichtet, dem 
Rat der Stadt über Auftragsvergaben zu unterrichten. Warum wurde darauf 
verzichtet und wer hat entschieden, auf die vorgeschriebene Unterrichtung des 
Rates zu verzichten? 



6.7. Offenbar hat der Verwaltungsvorstand einen seitens des Fachbereichs 
vorgesehenen Haushaltsansatz für die Bauunterhaltung des Mühlenmuseums 
aus den Haushaltsplänen 2023 und 2024 streichen lassen. Ist das zutreffend? 
Warum hat der Verwaltungsvorstand auf wessen Betreiben so entschieden? 

6.8. War dem Bürgermeister bewusst, dass der damit gegen das Budgetrecht des 
Rates verstößt? 

7. Verstöße gegen Grundsätze der ordnungsgemäßen Buchführung 
7.1. Das Rechnungsprüfungsamt listet detailliert eine ganze Reihe fortwährender 

Verstöße gegen Grundsätze der ordnungsgemäßen Buchführung auf. Was sind 
die wesentlichen Gründe für die Verstöße? 

7.2. Wie bewertet der Bürgermeister diese Verstöße? 
7.3. Wie stellt der Bürgermeister sicher, dass die Grundsätze der ordnungsgemäßen 

Buchführung in seiner Verwaltung künftig eingehalten werden? 
8. Vertrag mit dem Betreiber des Mühlenmuseums 

8.1. Wer war seitens der Verwaltung für die Erarbeitung des Vertrages mit dem 
Betreiber des Mühlenmuseums zuständig? 

8.2. Wurde bei dessen Erstellung eine externe fachliche Beratung in Anspruch 
genommen und wenn ja, durch wen? 

8.3. Vertragsbestandteil ist offenbar die Verpflichtung des Betreibers, über die 
Vertragslaufzeit von 20 Jahren eigene Bau- und Unterhaltungsmaßnahmen im 
Umfang von 300.000 € durchzuführen. Auf welcher Grundlage wurde diese 
Summe festgesetzt? 

8.4. Zu welchem Datum wäre die zur Absicherung der vertraglichen 
Investitionsverpflichtung in Höhe von 300.000 € zu hinterlegende Bürgschaft 
fällig gewesen? 

8.5. Bereits am 28.03.2023 hat der Bürgermeister schriftlich gegenüber dem 
Betreiber den Verzicht auf Hinterlegung der Bürgschaft erklärt. Warum hat er 
diesen Verzicht erklärt? 

8.6. Auf wessen Betreiben hin hat der Bürgermeister den Verzicht auf Hinterlegung 
der Bürgschaft erklärt? 

8.7. In welcher Größenordnung hatte der Betreiber zu diesem Zeitpunkt bereits 
eigene Bau- und Unterhaltungsmaßnahmen vorgenommen? 

8.8. Offenbar ist eine Überarbeitung des Betreibervertrages erforderlich und 
mündlich auch bereits abgesprochen. Welche Maßnahmen sind ggf. mit 
welchem Zwischenergebnis seitens der Verwaltung zur Überarbeitung des 
Betreibervertrages bisher ergriffen worden? Wie ist der aktuelle Stand der 
Verhandlungen mit dem Betreiber? 

8.9. Auf welchen Modus der Betriebskostenabrechnung hat man sich im Vertrag 
geeinigt? Soll dieser Modus geändert werden und wenn ja, wie? 

9. Zukünftige Vorgehensweise 
9.1. Welche konkreten Schritte werden ab jetzt unternommen, um die festgestellten 

Mängel zu beheben? Welche Lehren wurden bereits gezogen und wie spiegelt 
sich das in der Arbeit der Verwaltung wider? 

9.2. Gibt es einen Zeitplan für die Umsetzung dieser Schritte? 



9.3. Wie wird sichergestellt, dass ähnliche Mängel in Zukunft vermieden werden? 
10. Straf- und Zivilverfahren 

10.1. Welche Strafanzeigen liegen gegen die Stadt, den Rat und einzelne 
Verwaltungsmitglieder im Zusammenhang mit der Weitergabe vertraulicher 
Unterlagen vor und welche richten sich gegen Mitarbeitende der 
Stadtverwaltung? 

10.2. Welche Konsequenzen ergeben sich aus der Anzeige des 
Steuerzahlerbundes für die Fraktionen und die Ratsmitglieder? 

 

 

Antrag auf Behandlung 

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen beantragt, die vorstehenden Fragen im Rahmen 
einer mündlichen Aussprache im Rat zu erörtern und die Verwaltung zu einer 
schriftlichen, nachvollziehbaren Stellungnahme bis zum 31. Januar 2026 zu 
verpflichten. 


